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Verkündet

am 19° Dezember 4962
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In Sachen

"ccooooooocooocoocccccaoaoc.ovocoooooooouoncooo

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 7‚ Senat des Bundessozialgérichts

an die mündliche Verhandlung vom 19„ Dezember

1962, an der mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr. B e r n d t
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr" K l ä B und
Bundesrichter Dr. K r e b 8

als weitere Eerufsrichter,

Bundessozialrichter S c h m a l z und

Bundessozialrichter Dr. B b e r l e

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil

des Bayerischen Landessozialgerichts vom
25. November 1960 wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu er—
Stetten.

Vbn £?cbts wegen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


G r ü n a e
—————.—— „...—‚..—

I° Der Kläger war von 1955 bis zum 510 Mai 1957 als Kon—

strukteur bei den Bayerischen Motorenwerken A„G° in_
MünChen V6rsicherungspflichtig beschäftigte Vom 16„ bis

zum 510 Januar 1957 bezog er Kurzarbeiterunterstützung
(KU)„ Auf Arbeitslosmeldung hin bewilligte ihm die Bee

klagte vom 240 Juni 1957 an Arbeitslosengeld (Alg) für

156 Tage° Seinen.Antrag, diese Leistungen seiner viel—

_Jährigen Beschäftigung wegen für längere Dauer zu ge—
währen, lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 150-Novem—

ber 4957 ab; der Kläger habe infolge_des Bezugs von KU

keinen An3pruch auf die erhöhte Bezugsdauer nach S 87
_Abs° 2 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits—

losenversicherung (AVAVQ)„ Der Widerspruch blieb er—

folglos (Widerspruchsbescheidvom5„ März1958)°Auf
Klage hin hob das Sozialgericht (SG) die angefochtenen

Bescheide der Beklagten auf und verurteilte sie, dem
Kläger Alg für weitere 78 Tage zu gewähren (Urteil

vom

3„ Juni 4958)„ 5 87 Abs„ 2 Satz 2 AVAVGbestimmezwar‚
daß Beschäftigungen, nach denen der Arbeitslose ua
Lohnausfallv rgütung bezogen habe, nicht zur Erhöhung

„
der Bezugsdauerführen„* 5 87 Abs„ 4 AVAVGenthalte je-»
doch für das Kurzarbeitergeld (Kug)9 welches der frühe—

ren KU gleichzustellen sei, eine Ausnahmeregelung der—
gestalt, daß nur die Zeiten des B e z u g 5 dieser

Leistung unberücksichtigt bleiben müßteno Das Landes--'

sozialg8richt (LSG) hob auf die Berufung der Beklagten

hin diese Entscheidung auf und wies die Klage ab (Ur—
‘teil vom 250 November 1960)o Es verneinte einen Anspruch

des Klägers auf Alg über 156 Tage hinauso Maßgeblich
sei der bis zum 10 Dezember 1959 geltende Wortlaut des

5 87 Abs? 2 AVAVGidF des Gesetzes vom 30 April 1957
(BGBl I 521)° Hiernach begründeten Beschäftigungen9
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n
avc h denen der Arbeitslose Alg, Lohnausfallvergütung oder

Arbeitslosenhilfe (Alhi) bezogen habe, keinen Anspruch auf die

erweiterte Bezugsdäuero Deshalb seien die Beschäftigungszeiten

des Klägers vor dem Bezug der KU im Januar 4957 nicht anwart-

schaftsbegründend, obwohl sie einen Zeitraum von mehr als 52

Wochen umfaßteno @ 87 Absö 4 AVAVG stehe dem nicht entgegen°

'Wenn darin bestimmt sei, daß Zeiten,. für die Kug bezogen wur—

de, keinen erhöhten Anspruch begründen, so stelle dies keine

Ausnahme, sondern eine Ergänzung zu € 87 Abs„ 2 Satz 2 AVAVG

dere Der Abs„ 2 aaO betreffe Zeiten, die der Kurzarbeit.voran-
gehen, der Abso 4 aaO Zeiten der Kurzarheit selbsto Auch die

Herausnahme der Lohnausfallvergütung aus der Regelung des 5 87

Abso 2 Satz 2 AVAVG durch das Zweite Änderungsgesetz zum AVAVG

vom 70 Dezember 1959 rechtfertige keine andere Beurteilung, da

dieses Gesetz erst am 10 Dezember 1959 in Kraft getreten und

ihm keine Rückwirkung beigelegt seio

Revision wurde zugelasseno

IIOGegen das am 100 Februar 4961 zugestellte Urteil legte der

Kläger am 450 Februar 4964 Revision ein und begründete diese

—
nach Fristverlängérung gemäß5 164 Absa 1 Satz 2 des Sozial—

gerichtsgesetzes (SGG) — am 140 April 49640 Zwar sei es zutref—

fend, daß 5 87 Abs° 4 und 5 87 Abso 2 Satz 2 AVAVG in der vor
dem“!o Dezember 1959 geltenden Fassung zwei verschiedene Tat—

bestände regelten und daß hiernach Beschäftigungen, die v o r

dem Bezug von KU oder Kug lagen, nicht anwartschaftsbegründend

gewesen seien„ Durch die Neufassung des 5 87 Abso 2 Satz 2 AVAVG
‚im Zweiten Änderungsgesetz sei jedoch nunmehr gewährleistet,

daß Zeiten vor dem Bezug des Kug berücksichtigt werden, Diese

Regelung sei getroffen werden, weil der Gesetzgeber erkannt

habe, daß der ursprüngliche Wortlaut des Gesetzes zu unbilli—

gen Härten führen mußte, insbesondere dann, wenn der Arbeits—

lose — wie im Falle des Klägers — nur kurze Zeit KU bezogen

_4_
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III„

habeo Die Möglichkeit solcher Härtefälle auf Grund von
5 87 Abs„ 2 Satz 2 AVAVG aF habe der Gesetzgeber bei

Schaffung des Gesetzes vom 50 April 1957 offensichtlich

übersehen; sonst hätte er sie von vornherein ausgeschlos—

sen„ Das ergebe sich vor allem daraus, daß die Korrektur

bereits nach so kurzer Zeit erfolgt sei° Der Gesetzgeber

habe sich also selbst berichtigt° Infolgedessen sei aueh

_der Richter befugt, von der ursprünglichen Fassung des

5 87 Abs„ 2 Satz 2 AVAVG im Sinne der späteren Änderung

abzugehen„ Es handele sich alsdann um eine der Fortent—

wicklung des Rechts dienende zulässige Auslegung einer

Vorschrift, um dem Willen des Gesetzgebers zum Durchbruch

zu verhelfen„ Der Kläger verweist hierzu auf die Lusfüh-

rungen von Enneccerus/Nipperdey im Allgemeinen Teil ihres

Lehrbuchg zum Bürgerlichen Recht (@ 59)„

Der Kläger beantragte,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

die Berufung der Beklagten gegen das Urteil

des SG vom/50 Juni 1958 zurückzuweiseno

‘Die Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweiseno

Sie verneint unter Hinweis auf die ihrer Meinung nach

eindeutige Regelung des 5 87 Abso 2 Satz 2 AVAVGin der

vor dem 10 Dezember 1959 geltenden Fassung weiterhin

einen AnsPruch des Klägers auf Alg über 156 Tage hinaus

und macht sich die Gründe des angefochtenen Urteils zu
eigen;

Die nach 5 162 Abso 1 Nro 1 SGG statthafte Revision
_

ist zulässig, konnte aber keinen Erfolg haben°
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Gegenstand des anhängigen Rechtsstreits ist der Bescheid

der Beklagten vom 450 November 4957 in der Gestalt des

Widerspruchsbescheidg vom 50 März 49580 Damit wurde der

Anspruch des Klägers auf Alg für die erweiterte Bezugs—
V

dauer des 5 87 Abs„ 2 AVAVG abgelehnt° Diese Entscheidung

der Beklagten ist rechtmäßig; denn dem Klägersäeht ein Alg—

Anspruch nur für 456 Tage zuo Dieser erwächst daraus, daß

er innerhalb der dem Tage der Arbeitslosmeldung (60 Juni

4957) vorhergehenden Rahmenfrist von zwei Jahren (@ 85 AVAVG)_

mehr als 52 Wochen versicherungspflichtig beschäftigt war

(@ 87 Absa 4 Nr„ 5 AVAVG)„ Darüber hinaus eröffnet zwar 5 87

Abs; 2 Satz 4 AVAVG für je weitere 52 Wochen versicherungs—

und beitragspflichtiger Beschäftigung innerhalb der letzten

drei Jahre vor der Arbeitslosmeldung einen Anspruch für je

weitere 78 Leistungstage° Dem Kläger steht jedoch, obzwar er

die hier geforderte Beschäftigung nach Art und Umfang nachzu—

weisen vermag, diese erweiterte Bezugsdauer nicht zu, weil

er vom 460 bis zum 549 Januar 4957 KU bezogen hat() 5 87 Abs„ 2
Satz in der im Zeitpunkt der Antragstellung (vglo BSG 9, 240;

BSG in SozR AVAVG@85 Bl„ Ba 5 Nr„ 4) geltenden Fassung des
Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung

vom5„ April 4957 (BGBl I 524) verwehrte die Heranziehung
solcher Beschäftigungszeiten zur Anwartschaftsbegründung im

Sinne des 5 87 Abs[) 2 Satz 4 AVAVG, die v o r dem Bezug der
Lohnausiallvergütung liegen„ Das Kurzarbeitergeld, vor dem

40 April 4957 Kurzarbeiteruhterszützung genannt, ist, wie sieh

aus den Vorschriften der 5% 446 ff AVAVG ergibt, eine typische

' tungsart der Lohnausfallvergütung (vgl„ Abschnitt D Lohn—
llvergütung, Unterabschnitt I Kurzarbeitergeld)o Das hat

'olge, daß die Beschäftigungszeiten des Klägers vor dem

460 Januar 4957‚ an dem seine mit KU begleitete Kurzarbeit
einsetzte, einen Anspruch auf‘Alg nach 5 87 Abs() 2 Satz 4 AVAVG

nicht auslöseno Diese Rechtswirkung wird durch 5 87 Abs° 4 AVAVG

ZUI‘
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nicht ausgeschlossen() Dem LSG ist beizupflichten, daß
jene Vorschrift lediglich bestimmt, welchen Einfluß die

Zeiten des B e z u gs von Kug selber auf die Dauer des

AlgéAnspruchs habeno € 87 Abs, 4 AVAVGberührt jedoch
nicht die Regelung des 5 87 Abs° 2 Satz 2 AVAVG, weil
es sich dort um die Beschäftigungszeiten v o r dem
Kug—Bezug handelte 5 87 Abs, 4 AVAVG ändert also den

Satz 2 des 5 87 Abs‘, 2 AVAVGnicht, sondern ergänzt ihn,
wie das LSG zutreffend dargelegt hate

V }

IV, ‘Ferner ist vorliegend auch kein Raun für die vom Kläger

angestrebte Auslegung des geltenden @ 87 Abso 2 Satz 2

AVAVG im Sinne der späteren Neufassung durch das Zweite

Änderungsgesetz zum AVAVG vom 70 Dezember 4959 (BGBl I
705)° Es ist richtig, daß der Gesetzgeber mit Wirkung

vom 10 Dezember 1959 an die Lohnausfallvergütung als

Hindernis für die Anwartschaftsfähigkeit vorausgegange—
Auer Beschäftigungen beseitigt hat und daß dieSvgeschah,

um Härten zu vermeideno Im Regierungsentwurf zum Zweiten
Änderungsgesetz wird hierfür folgende Begründung gege—

ben (vgl° BT—Druckso 4240, III, Wahlperiode, 80 12);
"5 87 Abs, 2 Satz 2 AVAVGsieht ua vor, daß Beschäfti—

gungen, nach denen der Arbeitslose Lohnausfallvergütung

bezogen hat, einen über 26 Wochen hinausgehenden An-

spruch auf Arbeitslosengeld nicht begründen können(’ Diese

Vorschrift hat dann zu Härten geführt, wenn der Ar—

beitslose Kurzarbeitergeld nur für verhältnismäßig kurze

Zeit oder nur in geringer Höhe bezogen hat„ Abso 2 Satz 2

in der Fassung des Entwurfs sieht deshalb eine Beseiti—

gung der einsehränkenden Vorschrift vor"° '

Indessen rechtfertigen diese Motive für die nachfolgende
Gesetzesänderung nicht bereits die vom Kläger geforderte

Auslegung des‘5 87 Abso 2 Satz 2 AVAVG in der bis zum

-'7_
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50o Nevember 4959 geltenden Fassung" Dies würde eine Ausle—

gung gegen den klaren Wortlaut des Gesetzes bedeuten, Eine

abändernde Rechtsfindung, teilweise auch Restriktion genannt,
ist.zwar für bestimmte Rechtssituationen als legitime Aufgabe

des Richters sowohl von der Rechtslehre als auch von der Recht—

sprechung anerkannt, wenn und soweit der Grundsatz der Trennung

der Gewalten (Art° 20 Abso 2 des Grundgesetzes) dadurch nicht

verletzt wird, Zutreffend verweist der Kläger hierzu auf die

Ausführungen von.Enneccerus/Nipperdey im Allgemeinen Teil ihres_

Lehrbuchs des Bürgerlichen Rechts 4959, 4„ Halbbdo % 59° Dort
(so 546 ff) wird die Auffassung vertreten, daß eine Vorschrift
entsprechend dem gesetzlichen Grundgedanken auch gegen ihren

Wortlaut ausgelegt und angewandt werden kann 7 es sei denn, das

Erfordernis der Rechtseicherheit stehe entscheidend dagegen —,

wenn sie Fälle umfaßt oder Folgen herbeiführt, die vom Gesetz—

geber nicht erkannt oder bedacht werden sind und sonst ver—

nünftigerweise nicht in dieser Weise geordnet sein würden° Rechts—

lchrc (vglo ua Larenz, Methodenlehre 4960, 264 ff; Engisch, Ein—

führung in das juristische Denken 20 Aufla 4959, 454 ff; Bender

JZ 4957{595 ff; Reinicke, NJW4952, 1055 ff und NJW1955, 4585
ff; Zimmermann, NJW 4956, 4262 ff) und Rechtsprechung (vglo ua
BGHZ 2, 494 ff, 5, 84 ff; 47, 266 ff; 48, 44 ff; BAG 2, 447 ff;

5, 459 ff; BAG, Großer Senat vom 460 März 4962 —GS 4/64 —in
MdR 4962, 454; BFH vom 460 November 4950 in BStBl 4954 III 5 ff;

BFH vom 460 April 4955 in BStBl 4955 III 466 ff, BFH vom 25„März

4954 in BStBl 4954 III 244 ff und BFH.vom 45a Juli 4954 in BStBl

—4954 III 254; sowie BSG 2, 464 ff; 6, 204 ff) haben jedoch für

‘eine derart berichtigende, abändernde Oder ergänzende Rechtsfin—

dung wesentliche Merkmale und Bedingungen erarbeitete Grundsätz—

lich ist Voraussetzung, daß entweder '

a) die Verhältnisse seit Erlaß der Vorschrift sich in
einer Weise geändert haben, die für den ursprünglichen

Gesetzgeber nicht voraussehbar war, die er aber ver—'

—8—
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nünftigerweise in die Regelung einbezogen oder

nicht in dieser, sondern in einer anderen Weise

geordnet hätte, wenn er sie damals erkannt hätte,

oder daß

b) der Gesetzgeber sich in einem Motivirrtum befunden‚

hat, dabo daß seine Voraussetzungen, die gerade
zu der gewählten Fassung führten, fehlerhaft, ins—

besondere von einer unzutreffenden Würdigung recht—

licher oder tatsächlicher Gegebenheiten getragen

waren,
'

oder schließlich
‘0) daß die Anwendung des Gesetzesbuchstabens zu offen—

sichtlich sinnwidrigen Ergebnissen_führt°

“Die Übertragung dieser Grundsätze auf die Streitsache

des Klägers ergibt keine Rechtfertigung dafür, den % 87
Abs„ 2 Satz 2 AVAVG in der vor dem 40 Dezember 1959 gel—

tenden Fassung gegen seinen eindeutigen Wortlaut dahin

auszulegen, daß Beschäftigungen, nach denen der Arbeits—

lose Lohnausfallvergütung bezogen hat, Leistungsansprüche

für die erweiterte Bezugsdauer begründen, Eine Änderung

der Verhältnisse scheidet aus, da nicht erkennbar ist,

welcher Sachverhalt sich_verändert oder neu ergeben hät—

te, dessen Kenntnis den Gesetzgeber bewogen haben könnte,

die Lohnausfallvergütung von Anfang an aus der Regelung

des 5 87 Abs„ 2 Satz 2 AVAVGherauszulasseno Die mögli—
chen Härtefälle, die ihn später zur Änderung vefanlaßt
haben, sind keine Sachverhaltsänderungen, sondern Rechts—

folgen aus der Anwendung des Gesetzes; zudem waren sie

von Anfang an erkennbar, beruhen somit nicht auf einer

Wandlung tatsächlicher Gegebenheiteno Weiterhin kann
}diesbezüglich aber auch nicht von einem Motivirrtum des

Gesetzgebers ausgegangen werden, wie es dem Kläger offen—

bar vor3chwebt, also nicht davon, daß dieser sich über

. ..9_
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die möglichen Rechtsfolgen (Härtefolgen) der Regelung geirrt

hätteo Dies erhellen insbesondere die Materialien zu dieser

Vorschrift (Vglo BT—Druckso 1274, IIo Wahlperiode 4955, 426)()

Danach forderte @99 Abso 4 Satz 5 ff AVAVGin der vor dem
10 April 1957 geltenden Fassung als Voraussetzung für den An—

_spruch auf eine längere Bezugsdauer als 26 Wochen eine vor—

gängige u n u n t e r b r o c h e n e Beschäftigung bestimm—

ten—Umfangs° Hierin erblickte der Gesetzgeber eine Härte und
eliminierte den Begriff der ununterbrochenen Beschäftigung

mit der Neufassung des AVAVG vom 5° April 4957 aus dem Gesetze

Nach seinem Willen — dies ergibt sich ebenfalls unvérkennbar

aus der Gesetzesbegründung (aaO) —sollte aber nicht jede Un—
tcrbrechung des Beschäftigungsverhältnisses für die Anwart—

schaftsfähigkeit von vorgängigen BesChäftigungszeiten unbeacht—

lich und unschädlich sein, sondern nur solche, die n i c h t

zur Inanspruchnahme von typischen Leistungen des AVAVG führteno

Zeiten des Bezugs von Alg, Lohnausfallvergütung oder Alhi'hin—

gegen sollten weiterhin die verlängerte Bezugsdauer ausschlie-

ßeno Wenngleich also 5 87 Abso 2 Satz 2 AVAVG idF des Gesetzes

vom 5° April 1957 gegenüber der früheren Regelung des 8 99 AVAVG

aF eine Vergünstigung brachte, beabsichtigte der Gesetzgeber‚ dem

für die Arbeitslosenversicherung kennzeichnenden modifizierten

Versicherungsprinzip (vgl° BT-Druckso 1274 IIo Wahlperiode 4953‚
78■9dadurch Rechnung zu tragen, daß er dem Arbeitslosen aus

seiner Beschäftigung zwar die Grundstaffeln des Leistungsan—

spruchs_(ä 87 Abs„ 1 AVAVG) einräumte, die erweiterte Bezugs—

dauer nach 5 87 Abso'2 AVAVG, deren Sondércharakter überdies

auch aus dem Erfordernis versieherungs— und beitragspjlightigeg

Beschäftigung erkennbar ist, jedoch nur dann zubilligte‚ wenn

der Arbeitslose nicht bereits Versicherungsleistungen (Alg bzw°

Lohnausfallvergütung) oder Alhi erhalten hatte() Äuf Dauer und
Umfang'jener Leistungen war dabei grundsätzlich nicht abgestellto

...’]o...
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V0 Dies erweist, daß der Gesetzgeber bewußt die Regelung

des 5 87 Abs° 2 Satz 2 AVAVG auch bezüglich der Lohn—

ausfallvergütung getroffen hat" Sie ist zudem weder

unsachlich noch sachfremdo Daher ist es nicht vertret—

bar, diesen Willen des Gesetzgebers, der im Wortlaut

_
des 5 87 Abs„ 2 Satz 2 AVAVG unzweideutig zum Ausdruck

kommt, zu übergehen und Beschäftigungen, nach denen
Lohnausfallvergütung bezogen wurde,_als anwartschafts—

begründend im Sinne von 5 87 Abso 2 Satz 1 AVAVGzu be—
handelno Ein hiervon abweichender gesetzgeberischer

Wille ist für die Zeit vom 1° April 1957 bis zum 500 E0—

vember 1959 auch nicht der danach eingeführten Keufas—

sung des 5 87 Abso 2 Satz 2 durch das Zweite Änderungs—
gesetz zum AVAVG vom 70 Dezember 1959 zu entnehmen°

Wenn der Gesetzgeber damit nur einen früheren ”Motiv—

irrtum" hätte berichtigen, also eine ursprünglich be—

reits vorhandene Absicht hätte kundtun wollen, dann
hätte er diese Neuregelung mit rückwirkender Kraft aus—

statten können und müssen° Da es sich ausschließlich

um eine Begünstigung des betreffenden Personenkreises

handelt, wäre er hierzu ohne weiteres berechtigt gewe—

sen (vgl; BSG in Breithaupt 1961, 661 mit weiteren
Nachweisen)o Das ist jedoch nicht geschehen° Dabei

kann dahinstehen; ob der Gesetzgeber es etwa nur aus

Gründen der Rechtssicherheit für die Vergangenheit bei

der alten Regelung belassen hat() Sein im Gesetz zum
Ausdruck gekommener Wille ging jedenfalls eindeutig

dahin, die Neufassung des 5 87 Abs„ 2 Satz 2 AVAVG
_erst vom 10 Dezember 1959 an wirksam zu machen„ Gegen—

über einem derartig offenkundig geäußerten Willen ist

eine rechtsändernde Auslegung des alten % 87 Abs„ 2

Satz 2 AVAVG nicht zulässig°

Schließlich ist auch nicht festzustellen, daß die vor

dem 10 Dezember 1959 geltende Fassung des 5 87 Abso 2

_f'|/|_
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Satz 2 AVAVG zu offensichtlich sinnwidrigen Ergebnissen führen

müßtoo‘Wie bereits dargelegt, hatte jene Regelung ihren sach;

lich durchaus vertretbarcn Grund in dem Schutzgedanken gegen
eine übermäßige oder mehrfache Inanspruchnahme von Leistungen

aus der Arbeitslosenversicherungo Daß hie und da Härtefälle

eintreten können, ist unvermeidbar? wenn es sich um allgemeine

Maßnahmen zu Gunsten der Versichertengemeinschaft handelte

Derartige Situationen treten auch anderweit im Bereich der

Sozialversicherung auf, falls der Leistungsanspruch in einem
„

bestimmt geregelten Verhältnis zu den eigenen Leistungen oder

zu einem speziellen Verhalten des Versicherten stehto Beispiels-

weise kann sich ebenfalls eine Härte daraus ergeben, daß ein

Arbeitsloser allein deswegen keinen Anspruch auf die erweiterte

Bezugsdauer erhält, weil seine früheren Beschäftigungen infolge

kürzesten Alg— oder Alhi—Bezugs (und wenn es sich nur um einen

einzigen Tag handelt) ihre Anwartschaftsfähigkeit verliereno

Alsdann ist aber ebensowenig eine Grundlage dafür gegeben, daß

nunmehr eine rechtsändernde Auslegung der gesetzlichen Vorschrift

Platz greifen müßteo

VI„Hat nach alledem der Gesetzgeber der Neufassung des @ 87 Abso 2

Satz 2 AVAVG durch das Zweite Änderungsgesetz Rückwirkung nicht

verliehen und ist diese Neuregelung auch im Auslegungswege für

die Vergangenheit nicht anwendbar, so konnten die Beschäftigun—

gen des Klägers, nach denen er KU bezogen hat, bis zum 300 No—

vember 1959 Leistungsansprüche für die erweiterte Bezugsdauer

nicht begründen° Mithin waren die Bescheide der Beklagten Rechtenso

Das Ürteil des LSG war.daher im Ergebnis zu bestätigen und.die

Revision des Klägers zurückzuweisen (% 170 Abso 4 SGG)„

Bei der Klagabweisung wäre allerdings im Tenor der Bescheid

der Beklagten vom 450 November 4957 Zusätzlich "in der Fassung
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des Widerspruchsbescheides vom 50 März 1958"anzuführen\

gewesen (5 95 SGG)o

Die Entscheidung über die Koéten beruht auf 5 195 SGG()
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